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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Stadt Meerbusch vom 18. März 2013 
 
Bebauungsplan Nr. 281, Meerbusch-Osterath,  
Auf dem Kamp/Kreisstraße K 9n  2. Bauabschnitt 
 
Der Rat der Stadt hat am 28. Februar 2013 den 
Bebauungsplan Nr. 281, Meerbusch-Osterath, Auf 
dem Kamp/Kreisstraße K 9n  2. Bauabschnitt, als 
Satzung gemäß § 10 (1) Baugesetzbuch -BauGB- vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2011 
(BGBl. I S. 1509) in Verbindung mit § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Oktober 2012 (GV.NRW. S. 474) beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich wird in etwa begrenzt 
im 
- Süden durch die südliche Begrenzung der 

Meerbuscher Straße (L 476) sowie eines ca. 90 m 
langen Teilstückes der westlichen Auffahrtsrampe 
der Anschlussstelle Bovert der A 57 

- Südwesten und Westen durch die westliche 
Begrenzung des Weges zwischen Meerbuscher 
Straße und Ivangsweg östlich des 
Hausgrundstückes Meerbuscher Straße 223, 

 weiter in westlicher Richtung auf eine Länge von 
ca. 150 m entlang der südlichen Begrenzung des 
Ivangsweges, 

 durch die westlichen Grenzen der Flurstücke 1417 
und 1419 der Flur 3 der Gemarkung Osterath, 

 weiter in östlicher Richtung durch die südliche 
Begrenzung der Stadtbahnlinie Düsseldorf-Krefeld 
sowie  

 weiter in nördlicher Richtung durch die westliche 
Straßenbegrenzung der geplanten K 9 n entlang 
der südlichen und östlichen Grenze des 
Bebauungsplanes Nr. 277 bis zur südlichen 
Grenze des Bebauungsplanes Nr. 276 

- Im Osten durch die östliche Straßenbegrenzung 
der geplanten K 9 n bis zur Westseite der A 57, 
weiter nach Süden entlang des westlichen 
Fahrbahnrandes der A 57 bis zur südlichen 
Begrenzung der Meerbuscher Straße. 

 
und ist im Übersichtsplan gekennzeichnet. 
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Gleichzeitig wird die Entwurfsbegründung als Ent-
scheidungsbegründung gemäß § 9 (8) BauGB be-
schlossen. 
Dabei machte sich der Rat ergänzend die vom 
Ausschuss für Planung und Liegenschaften am 
20. September 2011 und 5. Februar 2013 beschlosse-
nen Abwägungen zur 1. öffentlichen Entwurfsausle-
gung und zur erneuten öffentlichen Entwurfsaus-
legung unter Berücksichtigung der Abwägung des 
Ausschusses für Planung, Wirtschaftsförderung und 
Liegenschaften vom 30. Januar 2007 zur frühzeitigen 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zu eigen. 
 
Abweichend von der am 5. Februar 2013 vom 
Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
beschlossenen Abwägung zur erneuten Offenlage 
wird der Satz „Die Stadt beabsichtigt, die Einhaltung 
der Grenzwerte dem Verfahren der 
Luftreinhalteplanung und der hierfür zuständigen 
Behörde zu überlassen.“ ersetzt durch folgenden 
Satz: „Die Stadt beabsichtigt, die Einhaltung der 
Grenzwerte durch die am 28. Februar 2013 
beschlossenen Maßnahmen zur Luftreinhaltung 
umzusetzen, bevor ein Verfahren zur Aufstellung 
eines Luftreinhalteplans abgeschlossen ist.“ Diese 
Änderung betrifft die Abwägungen zu den 
Einwendern 1 bis 4. 
 

Die Abwägungen lagen dem Rat der Stadt in der 
Fassung der Niederschriften der Sitzungen des 
Ausschusses für Planung und Liegenschaften vom 
20. September 2011, 5. Februar 2013 und des 
Ausschusses für Planung, Wirtschaftsförderung und 
Liegenschaften vom 30. Januar 2007 vor. Die zu den 
Abwägungsbeschlüssen des Ausschusses gehörenden 
Vorlagen mit den eingegangenen Stellungnahmen 
waren dem Rat bekannt. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 281, Meerbusch-Osterath, 
Auf dem Kamp/Kreisstraße K 9n  2. Bauabschnitt tritt 
mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Gemäß § 215 (2) BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen: 
 
Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. 
 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 
und 2 sowie des § 44 (4) des BauGB hingewiesen. Ein 
Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung 
verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. 
Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in § 44 (3) Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Meerbusch 
vom 18. März 2013, Bebauungsplan Nr. 281, 
Meerbusch-Osterath, Auf dem Kamp/Kreisstraße K 9n 
wird hiermit gemäß § 10 (3) BauGB öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Der Bebauungsplan mit der Begründung, der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 (4) BauGB, 
der DIN 4109 in der jeweils am 28. Februar 2013 
geltenden Fassung und dem landschaftspflegerischen 
Begleitplan liegt ab sofort während der Sprechzeiten 
 

dienstags von 8.00 – 12.00 Uhr und 
donnerstags von 14.00 – 16.00 Uhr 
sowie nach Terminvereinbarung 

 
im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht, 
Abteilung Stadtplanung in Meerbusch-Lank-Latum, 
Wittenberger Straße 21, EG, Raum 025 zu 
jedermanns Einsicht bereit. 
 
HINWEIS 
 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

Meerbusch, den 18. März 2013 

Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Dieter  Spindler 
 

 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Bekanntmachung über die Ungültigkeit eines 
Dienstausweises der Stadt Meerbusch 
 

Meerbusch, den 15. März 2013 
 
Der von der Stadt Meerbusch am 10.10.1991 für 
Herrn Arthur Gangolf ausgestellte Dienstausweis mit 
der Nummer 330 ist in Verlust geraten und wird mit 
sofortiger Wirkung für ungültig erklärt. 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

IV. Änderung 
der Gebührensatzung der Städtischen Musikschule Meerbusch 

vom 14.03.2013 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666 /SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.10.2012 (GV. NRW. S. 474) und der §§ 1,2,4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV.NRW S. 712 / SGV.NRW 610) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13.12.2011 (GV. NRW S. 687) hat der Rat der Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am 28. Februar 2013 folgende 
Änderung der Gebührensatzung beschlossen: 
 

Art. IArt. IArt. IArt. I    
 
In § 4 erhalten die folgenden Tarifstellen diese Fassung: 

    
Gebühren Jugendliche 

 
UnterrichtsartUnterrichtsartUnterrichtsartUnterrichtsart    Unterrichtseinheit Unterrichtseinheit Unterrichtseinheit Unterrichtseinheit     

Je UnterrichtswocheJe UnterrichtswocheJe UnterrichtswocheJe Unterrichtswoche    
JahresgebührJahresgebührJahresgebührJahresgebühr    
je Teilnehmerje Teilnehmerje Teilnehmerje Teilnehmer    

monatliche monatliche monatliche monatliche 
RateRateRateRate    

    
1. Grundgebühr1. Grundgebühr1. Grundgebühr1. Grundgebühr    
    

     
37,80 € 

 
3,15 € 

2.    ELEMENTARBEREICH2.    ELEMENTARBEREICH2.    ELEMENTARBEREICH2.    ELEMENTARBEREICH  
2. 1 Musikalische Früherziehung2. 1 Musikalische Früherziehung2. 1 Musikalische Früherziehung2. 1 Musikalische Früherziehung    gem. § 3 (2) zusätzlich zu Tarifstelle 1 

234,00 € 
19,50 € 

  
2. 2 Musikalische Grundausbildung2. 2 Musikalische Grundausbildung2. 2 Musikalische Grundausbildung2. 2 Musikalische Grundausbildung              
bis 10 Teilnehmer (Klassenunterricht) 1  zusätzlich zu Tarifstelle 1 

176,40 € 
14,70 € 

3. INSTRUMENTAL3. INSTRUMENTAL3. INSTRUMENTAL3. INSTRUMENTAL----, VOKAL und KOMPOSITIONSUNT, VOKAL und KOMPOSITIONSUNT, VOKAL und KOMPOSITIONSUNT, VOKAL und KOMPOSITIONSUNTEEEERRICHTRRICHTRRICHTRRICHT  
3.1 Einzelunterricht3.1 Einzelunterricht3.1 Einzelunterricht3.1 Einzelunterricht  
3.11 alle Fächer außer Klavier / 
Keyboard / E-Orgel 

   0,5           zusätzlich zu Tarifstelle 1 
462,00 € 

38,50 € 

3.12 alle Fächer  außer Klavier / 
Keyboard / E-Orgel 

1 zusätzlich zu Tarifstelle 1 
924,00 € 

77,00 € 

3.13 Klavier/  Keyboard / E-Orgel    0,5           zusätzlich zu Tarifstelle 1 
504,00 € 

42,00 € 

3.14 Klavier / Keyboard / E-Orgel 1 zusätzlich zu Tarifstelle 1 
1008,00 € 

84,00 € 

3.2 Gruppenunterr3.2 Gruppenunterr3.2 Gruppenunterr3.2 Gruppenunterrichtichtichticht  
3.21 Gruppe 2 Schüler 0,5  zusätzlich zu Tarifstelle 1 

259,20 € 
21,60 € 

3.22 Gruppe 2 Schüler 1     zusätzlich zu Tarifstelle 1 
462,00 € 

38,50 € 

3.23 Gruppe 3 Schüler 1 zusätzlich zu Tarifstelle 1 
348,00 € 

29,00 € 

3.24 Gruppe 4 Schüler 1  zusätzlich zu Tarifstelle 1 
259,20 € 

21,60 € 

3.25 Klavier / Keyboard / E-Orgel  
Gruppe 2 Schüler 

   0,5  zusätzlich zu Tarifstelle 1 
271,20 € 

22,60 € 

4. Klassenunterricht4. Klassenunterricht4. Klassenunterricht4. Klassenunterricht    zusätzlich zu Tarifstelle 1 
 216,00 € 

18,00 € 
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5. Ensemble/Ergänzungsfach5. Ensemble/Ergänzungsfach5. Ensemble/Ergänzungsfach5. Ensemble/Ergänzungsfach 

Jahresgebühr 
je Unterrichtseinheit 
je Unterrichtswoche 

je Teilnehmer 

 

5.1 Musiktheorie / Gehörbildung  139,20 € 11,60 € 
5.2 Ensembles und Orchester sofern keine Gebühr nach 
Tarifstelle 1fällig ist 

 139,20 € 11,60 € 

 
In § 5 erhalten die folgenden Tarifstellen diese Fassung: 

    
Gebühren Erwachsene 

 

UnterrichtsartUnterrichtsartUnterrichtsartUnterrichtsart    
UnterrichtseinheitUnterrichtseinheitUnterrichtseinheitUnterrichtseinheit    
je Unterrichtswocheje Unterrichtswocheje Unterrichtswocheje Unterrichtswoche    

JahresgebührJahresgebührJahresgebührJahresgebühr    
je Teilneje Teilneje Teilneje Teilnehhhhmermermermer    

2. INSTRUMENTAL2. INSTRUMENTAL2. INSTRUMENTAL2. INSTRUMENTAL---- und VOKALU und VOKALU und VOKALU und VOKALUNNNNTERRICHTTERRICHTTERRICHTTERRICHT    

2.1 Einzelunterricht2.1 Einzelunterricht2.1 Einzelunterricht2.1 Einzelunterricht    
2.11 alle Vokal- und Instrumentalfächer 0,5 1044,00 € 
2.12 alle Vokal- und Instrumentalfächer 1 2088,00 € 

 
2.2 Gruppenunterricht2.2 Gruppenunterricht2.2 Gruppenunterricht2.2 Gruppenunterricht    
2.21 Gruppe 2 Schüler 0,5             528,00 €  

2.22 Gruppe 2 Schüler 1             1044,00 €  

2.23 Gruppe 3 Schüler 1            696,00 €  

2.24 Gruppe 4 Schüler 1             528,00 €  
 

3. Ensemble3. Ensemble3. Ensemble3. Ensemble    

Jahresgebühr 
je Unterrichtseinheit 
je Unterrichtswoche 

je Teilnehmer 

alle Ensembles 
Gebühr wie Gruppenunterrichte je nach Gruppengröße 

2091,60 € 
dividiert durch 

Teilnehmerzahl zu Beginn 
des Musikschuljahres 

 
Art. II 

 
Diese Änderung tritt am 1. Oktober 2013 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 4. Änderung der Gebührensatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis: 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
2. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch vorher gerügt und dabei 
 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Meerbusch, den 14.03.2013  
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

II. Änderung der Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadtbibliothek Meerbusch 
vom 14.03.2013 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666 /SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 
Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474), des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG.NRW) vom 
21. Oktober 1969 (GV.NRW S. 712 / SGV.NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV. 
NRW S. 687), des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG.NRW) vom 19. Februar 
2003 (GV. NRW. S. 156 / SGV. NRW. 2010), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 
765), des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten für das Land Nordrhein-Westfalen (DSG NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 09. Juni 2000 (GV.NRW. S. 452 SGV.NRW 20061) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 05. Juli .2011 (GV.NRW. S. 338) hat der Rat der Stadt Meerbusch in seiner Sitzung vom 28. Februar 2013 
folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

Art. IArt. IArt. IArt. I    
 
In § 12 wird bei Tarifstelle 1.1 der Betrag 13,00 € durch 13,70 €  ersetzt. 
In § 12 wird bei Tarifstelle 1.3 der Betrag 2,00 € durch 2,10 €  ersetzt. 
 
 

Art. 2Art. 2Art. 2Art. 2    
 
Die vorstehende Änderung der Benutzungs- und Gebührensatzung tritt mit dem Tag ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

BekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnung    
 
Die vorstehende 2. Änderung der Gebührensatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis: 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
2. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Meerbusch, den 14.03.2013 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Benachrichtigung über die Zustellung von Schreiben 
des Bürgermeisters der Stadt Meerbusch 

 
 

Datum 
des Schreibens Aktenzeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

28.02.2013 300.11344.3-
0002 

Kiriakos Arvantidis Poggen-Pauls-Weg 1,  
29323 Wietze 

 
Datum 

des Bescheides Aktenzeichen 
Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

25.02.2013 002.26277.0-
0002 

Marx, Hans Ulrich Auf der Gath 23a,     
40670 Meerbusch 

 
Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz in Verbindung mit § 4 der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) und § 16 
der Hauptsatzung der Stadt Meerbusch in den jeweils zur Zeit geltenden Fassungen werden hiermit    für 
den Bürgermeister der Stadt Meerbusch die oben genannten Schreiben  
    

durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Die Schreiben können beim 
 

Servicebereich Finanzen in Meerbusch-Büderich, Dr.-Franz-Schütz-Platz 1, Zimmer 20 
 
eingesehen werden. 
 
Sprechzeiten:  Mo. - Fr.  8.00 - 12.00 Uhr      -        Mo. und Mi. 14.00 - 16.00 Uhr 
 
Die Benachrichtigung über die Zustellung wird für die Dauer von zwei Wochen in den 
Informationsschaukästen der Stadt Meerbusch öffentlich ausgehängt Die Schreiben gelten nach Ablauf 
der Aushangfrist als zugestellt. 
 
Durch diese öffentliche Bekanntmachung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 

 

 

 

 

 


